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Hauptversammlung SURTECO SE am 29. Juni 2017 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 
Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 und 131 Abs. 1 AktG 

 
 
 

1. Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit 
gemäß Artikeln 53 und 56 der SE-Verordnung, § 50 Abs. 2 des SE-Aus-
führungsgesetzes (SEAG) und § 122 Abs. 2 AktG  

 
Aktionäre, deren Anteile zusammen mindestens 5 % des Grundkapitals oder 
den anteiligen Betrag von € 500.000 am Grundkapital entsprechend 500.000 
Stückaktien erreichen, können gemäß Artikeln 53, 56 SE-Verordnung in Ver-
bindung mit § 50 Abs. 2 SEAG und § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass 
Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. 
Die gewünschten Tagesordnungspunkte müssen (gegebenenfalls in Form 
eines oder mehrerer Beschlussgegenstände) so präzisiert werden, dass der 
Vorstand diese nach den Anforderungen des § 124 AktG bekannt machen 
kann. Ein Nachweis, dass der Aktionär die Aktien mindestens drei Monate 
bzw. 90 Tage vor dem Antrag erworben hat und hält (§ 122 AktG), ist nicht er-
forderlich, weil die SE-Verordnung als höherrangiges Recht eine solche Vorga-
be nicht enthält. 
 
Ergänzungsanträge nebst Begründung oder Beschlussvorlagen müssen der 
Gesellschaft spätestens bis zum Ablauf des 29. Mai 2017 unter  
 
SURTECO SE  
Johan-Viktor-Bausch-Straße 2  
86647 Buttenwiesen-Pfaffenhofen  
Fax +49 (0) 8274/9988-505  
E-Mail: HV@surteco.com  
 
zugegangen sein. 
 
Soweit die rechtzeitig eingegangenen Ergänzungsanträge bekanntmachungs-
pflichtig sind, werden sie unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bun-
desanzeiger bekannt gemacht und europaweit verbreitet, auf der Internetseite 
der Gesellschaft  zugänglich gemacht und zusammen mit der Einberufung der 
Hauptversammlung nach § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG mitgeteilt. Eventuelle Stel-
lungnahmen der Verwaltung werden in gleicher Weise bekannt gemacht. 
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2. Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß Artikel 53 SE-Ver-
ordnung und §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

 
 Gemäß Artikel 53 SE-Verordnung und § 126 Abs. 1 AktG können Anträge von 

Aktionären bis spätestens 14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, d.h. 
bis spätestens zum 14. Juni 2017, ausschließlich an folgende Adresse über-
sandt werden:  

 
SURTECO SE  
Johan-Viktor-Bausch-Straße 2  
86647 Buttenwiesen-Pfaffenhofen  
Fax +49 (0) 8274/9988-505  
E-Mail: HV@surteco.com   
 

 Bekanntzumachende Gegenanträge von Aktionären mit dem Namen des Ak-
tionärs und der Begründung werden unverzüglich nach Zugang des Verlan-
gens unter der Internetadresse der Gesellschaft veröffentlicht. Eventuelle Stel-
lungnahmen der Verwaltung werden in gleicher Weise bekannt gemacht.  

 
 Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder 

von Abschlussprüfern gelten die vorstehenden Ausführungen zu § 126 Abs. 1 
AktG (einschließlich der dort angegebenen Adresse) gemäß § 127 AktG ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass der Wahlvorschlag von dem Aktionär nicht 
begründet werden muss.  

 
Anträge und Wahlvorschläge sowie deren Begründungen brauchen gemäß § 
126 Abs. 2 AktG von der Gesellschaft nicht zugänglich gemacht zu werden,  
 
1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen 

würde, 
 
2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss 

der Hauptversammlung führen würde, 
 
3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder 

irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 
 
4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs 

bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 AktG zu-
gänglich gemacht worden ist, 

 
5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Be-

gründung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptver-
sammlungen der Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich gemacht wor-
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den ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des 
vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

 
6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung 

nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 
 
7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen 

einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat 
stellen lassen. 

 
Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie ins-
gesamt mehr als 5000 Zeichen beträgt. 
 

 Der Vorstand braucht Wahlvorschläge von Aktionären außer in den vorge-
nannten Fällen des § 126 Abs. 2 AktG auch dann nicht zugänglich zu machen, 
wenn diese nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG (Namen, aus-
geübten Beruf und Wohnort) sowie bei Wahlvorschlägen für Aufsichtsratsmit-
glieder nach § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG (Angaben zu deren Mitgliedschaft in 
anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten) enthalten. 

 
Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung 
Gegenanträge, kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen 
zusammenfassen. 
 
Ein Gegenantrag oder ein Wahlvorschlag kann auch dann noch in der Haupt-
versammlung gestellt werden, wenn er zuvor nicht der Gesellschaft innerhalb 
der Frist des § 126 Abs. 1 AktG zugesandt wurde. Umgekehrt muss ein be-
reits zuvor der Gesellschaft übersandter Gegenantrag oder Wahlvorschlag in 
der Hauptversammlung ausdrücklich gestellt werden, selbst wenn er zuvor 
zugänglich gemacht wurde. 

 
 

3. Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß Artikel 53 SE-Verordnung und  
§ 131 Abs. 1 AktG 

 
Nach Artikel 53 SE-Verordnung und § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf 
Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegen-
heiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung 
des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht des 
Vorstands erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Bezie-
hungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die 
Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unter-
nehmen (vgl. § 131 Abs. 1 Satz 2 und Satz 4 AktG). 
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Unter bestimmten, in § 131 Abs. 3 AktG näher ausgeführten Voraussetzungen 
darf der Vorstand die Auskunft verweigern. Der Vorsitzende der Hauptver-
sammlung ist nach § 17 Abs. 3 der Satzung ferner ermächtigt, das Rede- und 
Fragerecht der Aktionäre zeitlich angemessen zu beschränken. Dabei soll sich 
der Vorsitzende der Hauptversammlung davon leiten lassen, dass die Haupt-
versammlung in angemessener und zumutbarer Zeit abgewickelt wird. Weiter-
gehende Erläuterungen finden sich auf der Internetseite der Gesellschaft. 

 


